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 Einleitung 
Vor dem Hintergrund der terroristischen 
Anschläge vom 11. September 2001 und der 
potentiellen Bedrohung durch weitere terro-
ristische Aktivitäten ist die Rasterfahndung 
wieder in das Bewusstsein der Öffentlich-
keit gerückt worden. Rasterfahndung als 
systematische Methode wurde in den sech-
ziger Jahren vom BKA entwickelt und in 
den siebziger Jahren vor allem zur Bekämp-
fung des RAF-Terrorismus verwendet.1 Ge-
nutzt werden zur Rasterfahndung die Da-
tenbestände öffentlicher und nicht-
öffentlicher Stellen, die gegeneinander ab-
geglichen werden.  

Aufgrund der verfassungsrechtlich ver-
ankerten Trennung der gesetzgeberischen 
Zuständigkeiten für den Bereich der Straf-
verfolgung (Bund) einerseits und der prä-
ventivpolizeilichen Ordnungs- und Sicher-
heitsaufgaben zur Verhütung möglicher 
künftiger Straftaten anderseits (Länder), un-
terliegen die Rechtsgrundlagen für die Ras-
terfahndung einer gewissen Rechtszersplit-
terung. Einige wichtige Rechtsgrundlagen 
der Rasterfahndung werden nachstehend 
aufgeführt. 

 1 Präventivbereich 
Rechtsgrundlage für die Rasterfahndung im 
präventivpolizeilichen Bereich - also der 
                                                                 

* Überarbeite und erweiterte Fassung von: 
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1 Siehe Sokol, Rasterfahndung vor 20 Jahren 
und heute, in: H. Bäumler (Hrsg.), Polizei und 
Datenschutz, 1999, 188-198; Bäumler in: 
Lisken/Denninger,  Handbuch des Polizeirechts, 
2. Aufl., 1996, Kap. J, Rdnr. 298 ff.; 682 ff. 

Abwehr von Gefahren einschließlich der 
Verhütung künftiger Straftaten – bilden die 
Polizei- und Sicherheitsgesetze der Länder. 
Die Voraussetzungen, insbesondere die Zu-
ständigkeiten für die Anordnung sowie der 
Umfang des Datenabgleichs im Rahmen der 
Rasterfahndung können deshalb von Bun-
desland zu Bundesland unterschiedlich sein. 

Im Allgemeinen können die Polizeibe-
hörden von nichtöffentlichen Stellen die 
Übermittlung von personenbezogenen Da-
ten bestimmter Personengruppen aus Datei-
en insbesondere Namen, Anschriften, Tag 
und Ort der Geburt sowie auf den Einzelfall 
bezogene zusätzliche fahndungsspezifische 
Suchkriterien zum Zweck des Abgleichs mit 
anderen Datenbeständen verlangen. Nach 
einigen Polizeigesetzen ist weitere Voraus-
setzung, dass die Maßnahme der Raster-
fahndung zur Abwehr von Straftaten von 
erheblicher Bedeutung erforderlich sein 
muss, nach anderen zur Abwehr einer ge-
genwärtigen Gefahr. In einigen Bundeslän-
dern muss die Rasterfahndung auf polizei-
rechtlicher Grundlage – außer in Fällen der 
Gefahr im Verzug – durch den Richter an-
geordnet werden (Richtervorbehalt). In an-
deren Bundesländern besteht für die präven-
tivpolizeiliche Rasterfahndung kein Rich-
tervorbehalt (vgl. z.B. BayPAG). Zumeist 
sind die Landesdatenschutzbeauftragten von 
der Anordnung der Raterfahndung zu unter-
richten. 

 2 Repressivbereich 
Rechtsgrundlage für die Rasterfahndung im 
Bereich der Strafverfolgung (repressivpoli-
zeilicher Bereich) bilden die §§ 98 a und 98 
b der Strafprozessordnung (StPO). 

Nach dieser Rechtsgrundlage setzt die 
Anordnung der Rasterfahndung voraus, 
dass zureichende tatsächliche Anhaltspunk-

te für eine in dem Katalog des § 98 a StPO 
enthaltene Straftat gegeben sind und diese 
Straftat auch in dem jeweiligen Einzelfall 
von „erheblicher Bedeutung“ ist. Unter 
welchen Voraussetzungen dieses Tatbe-
standsmerkmal vorliegt, muss im Einzelfall 
unter Anwendung des Verhältnismäßig-
keitsgrundsatzes ausgelegt und entschieden 
werden. Der Gesetzgeber hat in § 98 Abs. 1 
Satz 1 die einschlägigen Kriminalitätsberei-
che selbst näher eingeschränkt.2 Bagatellde-
likte können demnach nicht Anlass einer 
Rasterfahndung sein. 

Der Abgleich und die Übermittlung der 
Daten darf nur von einem Richter angeord-
net werden - bei Gefahr im Verzug auch von 
der Staatsanwaltschaft. Die Anordnung er-
geht schriftlich. Sie muss den zur Übermitt-
lung Verpflichteten bezeichnen und ist auf 
die Daten und Prüfungsmerkmale zu be-
schränken, die für die Fahndung im konkre-
ten Einzelfall benötigt werden. Die zustän-
digen Datenschutzbehörden sind nach Be-
endigung einer Maßnahme zu unterrichten - 
diese haben nicht die Rechtmäßigkeit der 
Rasterfahndung, sondern nur die Einhaltung 
datenschutzrechtlicher Vorschriften zu prü-
fen. 

 3 BKA-Gesetz 
Das BKA nimmt aufgrund seiner Aufgaben-
zuweisung als „Zentralstelle für das polizei-
liche Auskunfts- und Nachrichtenwesen“ 
und „die Kriminalpolizei“ nach Art. 73 
Nr. 10 a, Art. 87 Abs. 1 Satz 2 GG, § 1 
                                                                 

2 In der Literatur wird insbesondere § 98 a 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 StPO, der auf einen umfang-
reichen Katalog der Staatsschutzdelikte in § 74a 
GVG verweist, kritisch bewertet. Nur bei Vorlie-
gen einer „ besonders gefährlichen Kriminalität“  
könne bei diesen Straftaten von einer erheblichen 
Straftat gesprochen werden, Bäumler (Fußn. 1), 
Rn. 308. 
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 BKAG3 eine Sonderstellung innerhalb der 
Polizeibehörden ein. Maßnahmen der Ras-
terfahndung sind im BKAG abweichend zur 
StPO nicht ausdrücklich und besonders ge-
regelt. Die Rechtsgrundlage zur Datenerhe-
bung ist für das BKA im Rahmen seiner Zu-
ständigkeit als Zentralstelle die allgemein 
gehaltene Befugnisnorm des § 7 BKAG. Die 
Rechtsgrundlage für die Nutzung und Ver-
arbeitung bereits erhobener Daten bildet 
§ 28 BKAG, diese Vorschrift ist indes keine 
Rechtsgrundlage für die Erhebung von Da-
ten. 

Die Diskussion über die Frage darüber, 
ob § 7 BKAG als Rechtgrundlage für Ras-
terfahndungsmaßnahmen des BKA hinrei-
chend bestimmt ist, wird bei Datenschutz-
verantwortlichen kontrovers geführt. Ein 
Arbeitskreis von Datenschutzbeauftragen 
außeruniversitärer Forschungseinrichtungen 
betrachtet § 7 BKAG als ausreichende 
Rechtsgrundlage, hat sich aber dafür ausge-
sprochen, die Vorschrift im Rahmen der an-
stehenden Gesetzesinitiative zur Terroris-
musbekämpfung zu konkretisieren.  Die 
Landesdatenschutzbeauftragten4 sehen die 
Frage uneinheitlich, es scheint sich aber zu-
nehmend die Auffassung durchzusetzen, 
dass § 7 BKAG keine hinreichend bestimm-
te Rechtsgrundlage für eine Datenerhebung 
im Rahmen von Rasterfahndungsmaßnah-
men des BKA darstellt. Die weitere Ent-
wicklung der Diskussion sollte beobachtet 
werden. 

 4 Rasterfahndung 
und Betriebsrat5 

Richten sich Behördenanfragen im Rahmen 
der Rasterfahndung an nichtöffentliche Stel-
len, stellt sich häufig die Frage nach den be-
triebsverfassungsrechtlichen Konsequenzen, 
wenn personenbezogene Daten von Mitar-
beitern Gegenstand der Rasterfahndungs-
maßnahme sind. Dabei ist insbesondere zu 
prüfen, ob Unterrichtungsrechte oder gar 
zwingende Mitbestimmungsrechte (z.B. 
nach § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG) gegenüber 
dem Betriebsrat bestehen. 

                                                                 
3 Für den Text des § 1 BKAG siehe weiter un-

ten 
4 Janko Röttgers, Rasterfahndung auf eigene 

Faust, <http://www.heise.de/tp/deutsch/inhalt/ 
te/11073/1.html> 

5 Überarbeitete Fassung von R. Roßmann und 
R.W. Gerling Rasterfahndung im Unternehmen: 
Mit oder ohne Mitbestimmung? Datenschutz und 
Datensicherheit (DuD), 25 750-751 (2001) 

Ob die im Rahmen der Rasterfahndungsan-
frage vom Arbeitgeber zu filternden und an 
die Behörde zu übertragenden Daten gene-
rell zur Leistungs- und Verhaltenskontrolle 
geeignet sind, hängt im Wesentlichen von 
den fahndungsspezifischen Abfragemerk-
malen ab. Die Problematik kann allerdings 
dahinstehen, da Rasterfahndung auf der Ba-
sis betriebsverfassungsfremder Rechts-
grundlagen erfolgt. Diese Rechtsgrundlagen 
sind abschließend, da Maßnahmen der öf-
fentlichen Sicherheit und der Strafverfol-
gung ausschließlich in die Zuständigkeit der 
damit befassten öffentlichen Stellen fallen. 
Soweit sie einen Ermessens- bzw. Beurtei-
lungsspielraum enthalten, kann dieser allein 
durch die dafür zuständigen Strafverfol-
gungs- und Sicherheitsbehörden konkreti-
siert werden. Damit besteht im Rahmen der 
Rasterfahndung eine anderweitige gesetzli-
che Regelung im Sinne des § 87 Abs. 1 
BetrVG, die ein Mitbestimmungsrecht des 
Betriebsrates ausschließt. 

Das BetrVG räumt dem Betriebsrat in 
vielen seiner Bestimmungen ein Recht auf 
Unterrichtung ein. Fraglich ist demnach, ob 
der Betriebrat über Anfragen der Behörden 
im Rahmen der Rasterfahndung vom Ar-
beitgeber zu unterrichten ist, und wenn ja 
zu welchem Zeitpunkt und in welchem Um-
fang. In der betrieblichen Praxis bestehen 
häufig auch freiwillige Betriebsvereinba-
rungen, die über das gesetzliche Maß hi-
nausgehende Informationsverpflichtungen 
des Arbeitgebers begründen. Die Raster-
fahndungsmaßnahme betrifft die Mitarbeiter 
nicht in ihrer Eigenschaft als Arbeitnehmer, 
sondern in ihrer Eigenschaft als Staatsbür-
ger im Verhältnis zum Staat. Die entschei-
denden Akteure in diesem Rechtsverhältnis 
sind der Mitarbeiter als Staatsbürger einer-
seits und die staatlichen Stellen anderer-
seits. Die Verantwortlichkeit für die Recht-
mäßigkeit der Maßnahmen liegt in erster 
Line bei den Behörden. Diese und nicht der 
Arbeitgeber müssen in geeigneter Weise 
kontrolliert werden, was aber nicht in die 
betriebsverfassungsrechtliche Zuständigkeit 
fällt. Der einzige formale Bezugspunkt zum 
Arbeitsverhältnis eines ansonsten rein öf-
fentlich-rechtlichen Vorgangs besteht darin, 
dass der Arbeitgeber zufällig Inhaber einer 
Datenbank ist, aus denen die Behörden Da-
teninhalte anfordern. Dies allein kann aller-
dings nicht dazu führen, dass der Betriebs-
rat zum Ersatzsachwalter individueller 
staatsbürgerlicher Rechtspositionen avan-
ciert. 

Der Betriebsrat ist bei Anforderungen 
der Behörden im Rahmen der Rasterfan-
dung jedenfalls dann nicht zu beteiligen, 
wenn die Behörde gegenüber dem Arbeit-
geber feststellt, dass das Bekanntwerden der 
Information die öffentliche Sicherheit, oder 
Ordnung gefährden würde oder sonst dem 
Wohle des Bundes oder eines Landes 
Nachteile bereiten würde. In der Praxis ist 
deshalb einerseits den Behörden zu empfeh-
len einen derartigen Zusatz bei vorliegen 
der Voraussetzungen gleich in die schriftli-
che Anfrage aufzunehmen. Fehlt ein solcher 
Zusatz, sollten sich die Arbeitgeber anderer-
seits vor der Information des Betriebsrates 
bei der Behörde rückversichern, ob dieser 
Zusatz absichtlich oder versehentlich nicht 
aufgenommen wurde. 

 5 
Auskunftsanspruch 

Ein Betroffener hat nach § 34 Abs. 1 Nr. 2 
BDSG grundsätzlich einen Anspruch auf 
Auskunft an wen seine personenbezogenen 
Daten übermittelt werden. Dieser Anspruch 
entfällt jedoch nach § 34 Abs. 4 in Verbin-
dung mit § 33 Abs. 2 Nr. 6 BDSG wenn die 
öffentliche Stelle (in diesem Fall z.B. BKA 
oder LKA) dadurch die öffentliche Sicher-
heit oder Ordnung gefährdet sieht oder 
wenn dem Wohl des Bundes oder eines 
Landes Nachteile bereitet würde. Vor einer 
solchen Auskunft an einen Betroffen sollte 
deshalb Einvernehmen bezüglich der Aus-
kunft mit der ersuchenden Behörde herge-
stellt werden. Aber selbst wenn der An-
spruch des Betroffenen entfällt ist es immer 
noch in das Ermessen der verantwortlichen 
Stelle gestellt, diese Auskunft trotzdem zu 
erteilen. Zusätzlich wäre zu prüfen ob in ei-
nem der Gesetze, auf dessen Basis die Da-
ten erhoben werden, eine Verbot der Aus-
kunft festgeschrieben ist. Um der verant-
wortlichen Stelle hier Rechtsklarheit zu ver-
schaffen wäre eine rechtliche Klarstellung 
durch den Gesetzgeber wünschenswert. 
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 Anhang 

 A: Bundesgesetze 

 Strafprozessordnung 

§ 98a [Datenabgleich bei bestimmten 
Straftaten] 
(1) Liegen zureichende tatsächliche An-
haltspunkte dafür vor, dass eine Straftat von 
erheblicher Bedeutung  
1. auf dem Gebiet des unerlaubten Betäu-

bungsmittel- oder Waffenverkehrs, der 
Geld- oder Wertzeichenfälschung,  

2. auf dem Gebiet des Staatsschutzes 
(§§ 74a, 120 des Gerichtsverfassungsge-
setzes),  

3. auf dem Gebiet der gemeingefährlichen 
Straftaten,  

4. gegen Leib oder Leben, die sexuelle 
Selbstbestimmung oder die persönliche 
Freiheit,  

5. gewerbs- oder gewohnheitsmäßig oder 
von einem Bandenmitglied oder in ande-
rer Weise organisiert  

begangen worden ist, so dürfen, unbescha-
det §§ 94, 110, 161, personenbezogene Da-
ten von Personen, die bestimmte, auf den 
Täter vermutlich zutreffende Prüfungs-
merkmale erfüllen, mit anderen Daten ma-
schinell abgeglichen werden, um Nichtver-
dächtige auszuschließen oder Personen fest-
zustellen, die weitere für die Ermittlungen 
bedeutsame Prüfungsmerkmale erfüllen. 
Die Maßnahme darf nur angeordnet werden, 
wenn die Erforschung des Sachverhalts o-
der die Ermittlung des Aufenthaltsortes des 
Täters auf andere Weise erheblich weniger 
erfolgversprechend oder wesentlich er-
schwert wäre.  

(2) Zu dem in Absatz 1 bezeichneten 
Zweck hat die speichernde Stelle die für 
den Abgleich erforderlichen Daten aus den 
Datenbeständen auszusondern und den 
Strafverfolgungsbehörden zu übermitteln.  

(3) Soweit die zu übermittelnden Daten 
von anderen Daten nur mit unverhältnismä-
ßigem Aufwand getrennt werden können, 
sind auf Anordnung auch die anderen Daten 
zu übermitteln. Ihre Nutzung ist nicht zuläs-
sig.  

(4) Auf Anforderung der Staatsanwalt-
schaft hat die speichernde Stelle die Stelle, 
die den Abgleich durchführt, zu unterstüt-
zen.  

(5) § 95 Abs. 2 gilt entsprechend.  

§ 98b [Anordnungsbefugnis für den Da-
tenabgleich] 
(1) Der Abgleich und die Übermittlung der 
Daten dürfen nur durch den Richter, bei Ge-
fahr im Verzug auch durch die Staatsan-
waltschaft angeordnet werden. Hat die 
Staatsanwaltschaft die Anordnung getroffen, 
so beantragt sie unverzüglich die richterli-
che Bestätigung. Die Anordnung tritt außer 
Kraft, wenn sie nicht binnen drei Tagen von 
dem Richter bestätigt wird. Die Anordnung 
ergeht schriftlich. Sie muss den zur Über-
mittlung Verpflichteten bezeichnen und ist 
auf die Daten und Prüfungsmerkmale zu be-
schränken, die für den Einzelfall benötigt 
werden. Die Übermittlung von Daten, deren 
Verwendung besondere bundesgesetzliche 
oder entsprechende landesgesetzliche Ver-
wendungsregelungen entgegenstehen, darf 
nicht angeordnet werden. Die §§ 96, 97, 98 
Abs.1 Satz 2 gelten entsprechend.  

(2) Ordnungs- und Zwangsmittel (§ 95 
Abs.2) dürfen nur durch den Richter, bei 
Gefahr im Verzug auch durch die Staatsan-
waltschaft angeordnet werden; die Festset-
zung von Haft bleibt dem Richter vorbehal-
ten.  

(3) Sind die Daten auf Datenträgern ü-
bermittelt worden, so sind diese nach Been-
digung des Abgleichs unverzüglich zurück-
zugeben. Personenbezogene Daten, die auf 
andere Datenträger übertragen wurden, sind 
unverzüglich zu löschen, sobald sie für das 
Strafverfahren nicht mehr benötigt werden. 
Die durch den Abgleich erlangten perso-
nenbezogenen Daten dürfen in anderen 
Strafverfahren zu Beweiszwecken nur ver-
wendet werden, soweit sich bei Gelegenheit 
der Auswertung Erkenntnisse ergeben, die 
zur Aufklärung einer in § 98a Abs.1 be-
zeichneten Straftat benötigt werden.  

(4) § 163d Abs. 5 gilt entsprechend. 
Nach Beendigung einer Maßnahme gemäß 
§ 98a ist die Stelle zu unterrichten, die für 
die Kontrolle der Einhaltung der Vorschrif-
ten über den Datenschutz bei öffentlichen 
Stellen zuständig ist.  

 BKA Gesetz6 

§ 1 Zentrale Einrichtungen zur Zusam-
menarbeit in kriminalpolizeilichen Ange-
legenheiten 
(1) Der Bund unterhält ein Bundeskriminal-
amt zur Zusammenarbeit des Bundes und 
der Länder in kriminalpolizeilichen Ange-
legenheiten. 

(2) Die Länder unterhalten für ihr Gebiet 
zentrale Dienststellen der Kriminalpolizei 
(Landeskriminalämter) zur Sicherung der 
Zusammenarbeit des Bundes und der Län-
der. Mehrere Länder können ein gemeinsa-
mes Landeskriminalamt unterhalten. 

(3) Die Verfolgung sowie die Verhütung 
von Straftaten und die Aufgaben der sonsti-
gen Gefahrenabwehr bleiben Sache der 
Länder, soweit gesetzlich nichts anderes be-
stimmt ist. 

§ 2 Zentralstelle 
(1) Das Bundeskriminalamt unterstützt als 
Zentralstelle für das polizeiliche Auskunfts- 
und Nachrichtenwesen und für die Krimi-
nalpolizei die Polizeien des Bundes und der 
Länder bei der Verhütung und Verfolgung 
von Straftaten mit länderübergreifender, in-
ternationaler oder erheblicher Bedeutung. 

(2) Das Bundeskriminalamt hat zur 
Wahrnehmung dieser Aufgabe 
1. alle hierfür erforderlichen Informationen 

zu sammeln und auszuwerten, 
2. die Strafverfolgungsbehörden des Bun-

des und der Länder unverzüglich über 
die sie betreffenden Informationen und 
die in Erfahrung gebrachten Zusammen-
hänge von Straftaten zu unterrichten. 

§ 7 Führung kriminalpolizeilicher perso-
nenbezogener Sammlungen der Zentral-
stelle 
(1) Das Bundeskriminalamt kann personen-
bezogene Daten speichern, verändern und 
nutzen, soweit dies zur Erfüllung seiner je-
weiligen Aufgabe als Zentralstelle erforder-
lich ist. 

(2) Das Bundeskriminalamt kann, soweit 
dies zur Erfüllung seiner Aufgabe als Zent-
ralstelle nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 erforderlich 
ist, Daten zur Ergänzung vorhandener 
Sachverhalte oder sonst zu Zwecken der 
Auswertung durch Ersuchen um Auskünfte 

                                                                 
6 Gesetz über das Bundeskriminalamt und die 

Zusammenarbeit des Bundes und der Länder in 
kriminalpolizeilichen Angelegenheiten vom 7. 
Juli 1997 BGBl I 1650. zuletzt geändert durch 
Art. 7 des Gesetzes vom 18. 5.2001 BGBl I 04. 
<http://www.rechtliches.de/info_BKA-G.html> 
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 oder Anfragen bei den Polizeien des Bundes 
und der Länder erheben. Bei anderen 
öffentlichen und nicht-öffentlichen Stellen, 
den in § 14 Abs. 1 genannten Behörden und 
Stellen anderer Staaten sowie bei internati-
onalen Organisationen, die mit der Aufgabe 
der Verhütung oder Verfolgung von Strafta-
ten befasst sind, kann das Bundeskriminal-
amt unter den Voraussetzungen des Satzes 1 
Daten erheben, wenn die Polizeien des 
Bundes und der Länder über die erforderli-
chen Daten nicht verfügen. In anhängigen 
Strafverfahren steht dem Bundeskriminal-
amt diese Befugnis nur im Einvernehmen 
mit der zuständigen Strafverfolgungsbehör-
de zu. 

(3) Das Bundeskriminalamt kann in den 
Fällen, in denen in einer Datei bereits Daten 
zu einer Person gespeichert sind, hierzu 
auch solche personengebundenen Hinweise 
speichern, die zum Schutz dieser Person 
oder zur Eigensicherung von Beamten er-
forderlich sind. 

(4) Werden Bewertungen in Dateien ge-
speichert, muss feststellbar sein, bei welcher 
Stelle die Unterlagen geführt werden, die 
der Bewertung zugrunde liegen. 

(5) Das Bundeskriminalamt kann die bei 
der Zentralstelle gespeicherten Daten, so-
weit erforderlich, auch zur Erfüllung seiner 
Aufgaben nach den §§ 4 bis 6 nutzen. 

(6) Das Bundesministerium des Innern 
bestimmt mit Zustimmung des Bundesrates 
durch Rechtsverordnung das Nähere über 
die Art der Daten, die nach den §§ 8 und 9 
gespeichert werden dürfen. 

§ 28 Abgleich personenbezogener Daten 
mit Dateien 
(1) Das Bundeskriminalamt kann personen-
bezogene Daten mit dem Inhalt von Datei-
en, die es zur Erfüllung der ihm obliegen-
den Aufgaben führt oder für die es zur Er-
füllung dieser Aufgaben Berechtigung zum 
Abruf hat, abgleichen, wenn Grund zu der 
Annahme besteht, dass dies zur Erfüllung 
einer ihm obliegenden Aufgabe erforderlich 
ist. Es kann im Rahmen seiner Aufgabener-
füllung erlangte personenbezogene Daten 
mit dem Fahndungsbestand abgleichen. 

(2) Rechtsvorschriften über den Daten-
abgleich in anderen Fällen bleiben unbe-
rührt. 

§ 7 Abs. 2 BKA-Gesetz (neu) 
§ 7 Abs. 2 des BKA-Gesetzes7 hat vom 
1.1.2001 bis zum 11.1.2007 folgende Fas-
sung: 

„ (2) Das Bundeskriminalamt kann, so-
weit dies zur Erfüllung seiner Aufgabe als 
Zentralstelle nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 erforder-
lich ist, Daten zur Ergänzung vorhandener 
Sachverhalte oder sonst zu Zwecken der 
Auswertung mittels Auskünften oder Anfra-
gen bei öffentlichen oder nicht-öffentlichen 
Stellen erheben. Auch bei den in § 14 Abs. 
1 genannten Behörden und Stellen anderer 
Staaten sowie bei internationalen Organisa-
tionen, die mit der Verfolgung und Verhü-
tung von Straftaten befasst sind, kann das 
Bundeskriminalamt unter den Vorausset-
zungen des Satzes 1 Daten erheben. In an-
hängigen Strafverfahren steht dem Bundes-
kriminalamt diese Befugnis nur im Einver-
nehmen mit der zuständigen Strafverfol-
gungsbehörde zu.“  

Nach Art. 22 Abs. 3 des Terrorismusbe-
kämpfungsgesetzes ist die Regelung „ vor 
Ablauf der Befristung zu evaluieren“ . 

 Sozialgesetzbuch X 

An den § 68 des SGB X ist der folgende 
Abs. 3 angehängt worden8. Zum besseren 
Verständnis ist Abs. 1 Satz 1 auch abge-
druckt. 

§ 68 [Datenübermittlung] 
(1) Zur Erfüllung von Aufgaben der Poli-
zeibehörden, der Staatsanwaltschaften und 
Gerichte, der Behörden der Gefahrenab-
wehr, der Justizvollzugsanstalten oder zur 
Durchsetzung von öffentlich-rechtlichen 
Ansprüchen in Höhe von mindestens ein-
tausend Deutsche Mark ist es zulässig, Na-
me, Vorname, Geburtsdatum, Geburtsort, 
derzeitige Anschrift des Betroffenen sowie 
Namen und Anschriften seiner derzeitigen 
Arbeitgeber zu übermitteln, soweit kein 
Grund zur Annahme besteht, dass dadurch 
schutzwürdige Interessen des Betroffenen 
beeinträchtigt werden. ... 

(3) Eine Übermittlung der in Absatz 1 
Satz 1 genannten Sozialdaten, von Angaben 
zur Staats- und Religionsangehörigkeit, frü-
herer Anschriften der Betroffenen, von Na-
men und Anschriften früherer Arbeitgeber 
der Betroffenen sowie von Angaben über an 

                                                                 
7 Art. 10 Terrorismusbekämpfungsgesetz vom 

9.1.2002. BGBl. I 361.. Wesentliche Änderung 
kursiv hervorgehoben. 

8 Art. 18 Terrorismusbekämpfungsgesetz vom 
9.1.2002. BGBl. I 361. 

Betroffene erbrachte oder demnächst zu 
erbringende Geldleistungen ist zulässig, 
soweit sie zur Durchführung einer nach 
Bundes- oder Landesrecht zulässigen Ras-
terfahndung erforderlich ist. § 67d Abs. 2 
Satz 1 findet keine Anwendung; § 15 Abs. 2 
Satz 2 und 3 des Bundesdatenschutzgeset-
zes gilt entsprechend. 

 B: Polizeigesetze 
der Länder  

 Baden-Württemberg9 

§ 22 Besondere Mittel der Datenerhebung 
(5) Straftaten mit erheblicher Bedeutung 
sind  
1. Verbrechen,  
2. Vergehen, die im Einzelfall nach Art und 

Schwere geeignet sind, den Rechtsfrie-
den besonders zu stören, soweit sie  
a) sich gegen das Leben, die Gesundheit 

oder die Freiheit einer oder mehrerer 
Personen oder bedeutende fremde 
Sach- oder Vermögenswerte richten,  

b) auf den Gebieten des unerlaubten 
Waffen- oder Betäubungsmittelver-
kehrs, der Geld- oder Wertzeichenfäl-
schung oder des Staatsschutzes (§§ 
74a und 120 des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes10) begangen werden,  

c) gewerbs-, gewohnheits-, serien-, ban-
denmäßig oder sonst organisiert 
begangen werden.  

(6) Der Einsatz von Mitteln nach Absatz 
1, ausgenommen der verdeckte Einsatz 
technischer Mittel nach Nummer 2, bedarf 
der Anordnung des Leiters des Landeskri-
minalamtes, der Wasserschutzpolizeidirek-
tion, einer Landespolizeidirektion, eines Po-
lizeipräsidiums, einer Polizeidirektion oder 
eines Abschnittes. Die Leiter des Landes-
kriminalamtes, der Wasserschutzpolizeidi-
rektion und der Landespolizeidirektionen 
können die Anordnungsbefugnis auf beson-
ders beauftragte Polizeibeamte des höheren 
Dienstes übertragen.  
                                                                 

9 Baden-Württembergisches Polizeigesetz 
i.d.F. der Bekanntmachung vom 13.1.1992 (GBl 
I S. 1, S. 596, 1993), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 19.12.2000 (GBl. S. 752). 
<http://dejure.org/gesetze/PolG>. 

10 Gerichtsverfassungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 9.5.1975 (BGBl. I S. 
1077) Zuletzt geändert durch Gesetz vom 
19.2.2001 (BGBl. I S. 288, ber. S. 436) m.W.v. 
1.3.2001 z.B. < http://dejure.org/gesetze/GVG> 
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§ 40 Datenabgleich mit anderen Dateien 
(1) Der Polizeivollzugsdienst kann von öf-
fentlichen und nicht öffentlichen Stellen die 
Übermittlung von Daten bestimmter, in au-
tomatisierten Dateien gespeicherter Perso-
nengruppen zum Zwecke des maschinellen 
Abgleichs mit anderen in automatisierten 
Dateien gespeicherten Datenbeständen ver-
langen, soweit dies zur vorbeugenden Be-
kämpfung von Straftaten mit erheblicher 
Bedeutung (§ 22 Abs. 5) erforderlich ist. 
Rechtsvorschriften über ein Berufs- oder 
besonderes Amtsgeheimnis bleiben unbe-
rührt.  

(2) Die Übermittlung ist auf Namen, An-
schriften, Tag und Ort der Geburt der be-
troffenen Personen sowie auf im Einzelfall 
festzulegende Merkmale zu beschränken. Ist 
ein Aussondern der zu übermittelnden Da-
ten nur mit unverhältnismäßigem Aufwand 
möglich, so dürfen die weiteren Daten e-
benfalls übermittelt werden. Eine Verwen-
dung dieser weiteren Daten ist unzulässig.  

(3) Der Abgleich darf nur durch die in 
§ 22 Abs. 6 genannten Personen mit Zu-
stimmung des Innenministeriums angeord-
net werden. Von der Maßnahme ist der 
Landesbeauftragte für den Datenschutz un-
verzüglich zu unterrichten.  

(4) Ist der Zweck der Maßnahme erreicht 
oder zeigt sich, dass er nicht erreicht wer-
den kann, sind die übermittelten und die im 
Zusammenhang mit dem Abgleich zusätz-
lich angefallenen Daten zu löschen und die 
Unterlagen zu vernichten, soweit sie nicht 
zur Verfolgung von Straftaten erforderlich 
sind. 

 Bayern11 

Art. 44 Rasterfahndung 
(1) Die Polizei kann von öffentlichen und 
nichtöffentlichen Stellen die Übermittlung 
von personenbezogenen Daten bestimmter 
Personengruppen aus Dateien, insbesondere 
Namen, Anschriften, Tag und Ort der Ge-
burt und fahndungsspezifische Suchkrite-
rien zum Zweck des Abgleichs mit anderen 
Datenbeständen verlangen, soweit dies zur 
Abwehr von Straftaten von erheblicher Be-

                                                                 
11 Gesetz über die Aufgaben und Befugnisse 

der Bayerischen Staatlichen Polizei (Polizeiauf-
gabengesetz - PAG) in d. F. der Bekanntmachung 
vom 14.9.1990 (GVBl. S. 397, BayRS 2012-1-1-
I) zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes zur 
Änderung des Bayerischen Datenschutzgesetzes 
vom 25.10.2000 (GVBl. S. 752). Ziegler-Tremel, 
Verwaltungsgesetze des Freistaates Bayern, Text-
sammlung, Stand 71. Ergänzungslieferung. 

deutung erforderlich ist. Rechtsvorschriften 
über ein Berufs- oder besonderes Amtsge-
heimnis bleiben unberührt. 

(2) Die Rasterfahndung darf nur durch 
die in Art. 33 Abs. 5 genannten Dienststel-
lenleiter mit Zustimmung des Staatsministe-
riums des Innern angeordnet werden. Von 
der Maßnahme ist der Landesbeauftragte für 
den  Datenschutz unverzüglich zu unterrich-
ten. 

(3) Ist der Zweck der Maßnahme erreicht 
oder zeigt sich, dass er nicht erreicht wer-
den kann, sind die übermittelten und im Zu-
sammenhang mit der Maßnahme zusätzlich 
angefallenen Daten auf dem Datenträger zu 
löschen und die Unterlagen, soweit sie nicht 
zur Verfolgung von Straftaten erforderlich 
sind, unverzüglich zu vernichten. 

 Berlin12 

§ 47 [Besondere Formen des Datenab-
gleichs] 
(1) Die Polizei kann von öffentlichen Stel-
len oder Stellen außerhalb des öffentlichen 
Bereichs zur Abwehr einer gegenwärtigen 
Gefahr für den Bestand oder die Sicherheit 
des Bundes oder eines Landes oder für 
Leib, Leben oder Freiheit einer Person die 
Übermittlung von personenbezogenen Da-
ten bestimmter Personengruppen aus Datei-
en zum Zwecke des Abgleichs mit anderen 
Datenbeständen verlangen, soweit Tatsa-
chen die Annahme rechtfertigen, dass das 
zur Abwehr der Gefahr erforderlich ist. Die 
ersuchte Stelle hat dem Verlangen zu ent-
sprechen. Rechtsvorschriften über ein Be-
rufs oder besonderes Amtsgeheimnis blei-
ben unberührt.  

(2) Das Übermittlungsersuchen ist auf 
Namen, Anschriften, Tag und Ort der Ge-
burt sowie auf im einzelnen Falle festzule-
gende Merkmale zu beschränken. Werden 
wegen technischer Schwierigkeiten, die mit 
angemessenem Zeit- oder Kostenaufwand 
nicht beseitigt werden können, weitere Da-
ten übermittelt, dürfen diese nicht verwertet 
werden.  

(3) Ist der Zweck der Maßnahme erreicht 
oder zeigt sich, dass er nicht erreicht wer-
den kann, sind die übermittelten und im Zu-

                                                                 
12 Allgemeines Gesetz zum Schutz der Öffent-

lichen Sicherheit und Ordnung in Berlin (ASOG 
- Berliner Polizeigesetz) vom 14. April 1992 
(GVBl. S.119), zuletzt geändert durch Artikel I 
des Gesetzes zur Änderung des Allgemeinen Si-
cherheits- und Ordnungsgesetzes vom 11. Mai 
1999 (GVBl. S.164). <http://www.datenschutz-
berlin.de/recht/ ln/rv/sich_o/asog1.htm>. 

sammenhang mit der Maßnahme zusätzlich 
angefallenen Daten auf dem Datenträger zu 
löschen und die Unterlagen, soweit sie nicht 
für ein mit dem Sachverhalt zusammenhän-
gendes Verfahren erforderlich sind, unver-
züglich zu vernichten. Über die getroffenen 
Maßnahmen ist eine Niederschrift anzufer-
tigen. Diese Niederschrift ist gesondert auf-
zubewahren, durch technische und 
organisatorische Maßnahmen zu sichern 
und am Ende des Kalenderjahres, das dem 
Jahr der Vernichtung der Unterlagen nach 
Satz 1 folgt, zu vernichten.  

(4) Die Maßnahme darf außer bei Gefahr 
im Verzug nur durch den Richter angeord-
net werden. Zuständig ist das Amtsgericht 
Tiergarten. Die Anordnung muss den zur 
Übermittlung Verpflichteten sowie alle be-
nötigten Daten und Merkmale bezeichnen. 
Bei Gefahr im Verzug kann der Polizeiprä-
sident oder sein Vertreter im Amt die Maß-
nahme anordnen. Er beantragt unverzüglich 
die richterliche Bestätigung der Anordnung; 
dies gilt auch, wenn die Maßnahme bereits 
beendet ist. Die Anordnung tritt außer 
Kraft, wenn sie nicht binnen drei Tagen von 
dem Richter bestätigt wird. Für das Verfah-
ren gelten die Vorschriften des Gesetzes ü-
ber die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit entsprechend. Der Berliner 
Datenschutzbeauftragte ist durch die Polizei 
über Maßnahmen nach Absatz 1 zu unter-
richten.  

 Brandenburg13 

§ 46 Rasterfahndung 
(1) Die Polizei kann von öffentlichen Stel-
len und Stellen außerhalb des öffentlichen 
Bereichs die Übermittlung von personenbe-
zogenen Daten bestimmter Personengrup-
pen aus Dateien zum Zwecke des automati-
sierten Abgleichs mit anderen Datenbestän-
den verlangen, soweit dies zur Abwehr einer 
gegenwärtigen Gefahr für den Bestand oder 
die Sicherheit des Bundes oder eines Lan-
des oder für Leib, Leben oder Freiheit einer 
Person erforderlich ist (Rasterfahndung).  

(2) Das Übermittlungsersuchen ist auf 
Namen, Anschrift, Tag und Ort der Geburt 
sowie andere für den Einzelfall benötigte 

                                                                 
13 Gesetz über die Aufgaben und Befugnisse 

der Polizei im Land Brandenburg (Brandenburgi-
sches Polizeigesetz – BbgPolG) vom 19. März 
1996, zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
19.12. 2000 (GVBl.I S.179) (in Kraft seit dem 
23.12.2000). 
<http://www.brandenburg.de/land/mi/recht/pag/i
ndex.htm>. 
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 Daten zu beschränken; es darf sich nicht auf 
personenbezogene Daten erstrecken, die ei-
nem Berufs- oder besonderen Amtsgeheim-
nis unterliegen. Von Übermittlungsersuchen 
nicht erfasste personenbezogene Daten dür-
fen übermittelt werden, wenn wegen erheb-
licher technischer Schwierigkeiten oder we-
gen eines unangemessenen Zeit- oder Kos-
tenaufwandes eine Beschränkung auf die 
angeforderten Daten nicht möglich ist; diese 
Daten dürfen von der Polizei nicht genutzt 
werden.  

(3) Ist der Zweck der Maßnahme erreicht 
oder zeigt sich, dass er nicht erreicht wer-
den kann, sind die übermittelten und im Zu-
sammenhang mit der Maßnahme zusätzlich 
angefallenen Daten auf den Datenträgern zu 
löschen und die Akten, soweit sie nicht für 
ein mit dem Sachverhalt zusammenhängen-
des Verfahren erforderlich sind, zu vernich-
ten. Über die getroffene Maßnahme ist eine 
Niederschrift anzufertigen. Diese Nieder-
schrift ist gesondert aufzubewahren, durch 
technische und organisatorische Maßnah-
men zu sichern und am Ende des Kalender-
jahres, das dem Jahr der Löschung der Da-
ten oder der Vernichtung der Akten nach 
Satz 1 folgt, zu vernichten.  

(4) Die Maßnahme darf nur auf Antrag 
des Behördenleiters durch den Richter an-
geordnet werden. Zuständig ist das Amtsge-
richt, in dessen Bezirk die Polizeibehörde 
ihren Sitz hat. Für das Verfahren gelten die 
Vorschriften des Gesetzes über die Angele-
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
entsprechend.  

(5) Personen, gegen die nach Abschluß 
der Rasterfahndung weitere Maßnahmen 
durchgeführt werden, sind hierüber durch 
die Polizei zu unterrichten, sobald dies ohne 
Gefährdung des Zwecks der weiteren Da-
tennutzung erfolgen kann. Wird wegen des-
selben Sachverhalts ein strafrechtliches Er-
mittlungsverfahren gegen den Betroffenen 
eingeleitet, erfolgt die Unterrichtung, so-
bald die Ermittlungen abgeschlossen sind; 
die Unterrichtung kann unterbleiben, wenn 
der Betroffene im Rahmen des Ermittlungs-
verfahrens von der Maßnahme Kenntnis er-
langt.  

 Bremen14 

§ 28 Datenerhebung  
(1) Die Polizei darf über die in §§ 5, 6 oder 
7 genannten Personen personenbezogene 
Daten erheben, soweit dies zur Abwehr ei-
ner Gefahr oder zur Wahrnehmung einer 
Aufgabe nach § 1 Abs. 3 oder 4 erforderlich 
ist.  

(2) Der Polizeivollzugsdienst darf, wenn 
dies zur Verhütung von Straftaten erforder-
lich ist, über Absatz 1 hinaus Daten erheben 
über  
1. Personen, bei denen Tatsachen die An-

nahme rechtfertigen, dass sie künftig 
Straftaten begehen werden, 

2. Personen, bei denen Tatsachen die An-
nahme rechtfertigen, dass sie Opfer von 
Straftaten werden, 

3. Personen, die sich im engen räumlichen 
Umfeld einer Person aufhalten, die auf 
Grund ihrer beruflichen Tätigkeit oder 
ihrer Stellung in der Öffentlichkeit be-
sonders gefährdet erscheint, soweit dies 
zum Schutz von Leib, Leben oder Frei-
heit der gefährdeten Person erforderlich 
ist, und 

4. Hinweisgeber oder sonstige Auskunfts-
personen, die dazu beitragen können, ei-
nen bestimmten Sachverhalt aufzuklären.  
(3) Der Polizeivollzugsdienst darf per-

sonenbezogene Daten zur Vorbereitung für 
die Abwehr von Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit über folgende Personen erheben:  
1. Personen, deren Kenntnisse oder Fähig-

keiten zur Gefahrenabwehr benötigt 
werden, 

2. Verantwortliche für Anlagen oder Ein-
richtungen, von denen eine erhebliche 
Gefahr ausgehen kann,  

3. Verantwortliche für gefährdete Anlagen 
oder Einrichtungen, 

4. Verantwortliche für Veranstaltungen in 
der Öffentlichkeit.  
(4) Es dürfen Namen, Vornamen, aka-

demische Grade, Anschriften, Telefonnum-
mern und andere personenbezogene Daten 
über die Erreichbarkeit sowie nähere Anga-
ben über die Zugehörigkeit zu einer der ge-
nannten Personengruppen erhoben werden, 
soweit dies zur Vorbereitung für die Hilfe-
leistung in Gefahrenfällen erforderlich ist. 
Im Falle des Absatzes 3 Nr. 4 sind die per-

                                                                 
14 Bremisches Polizeigesetz (BremPolG) vom 

21. März 1983 (Brem.GBl. S. 141, 301), zuletzt 
geändert am 4.9.2001 (Brem.GBl. S. 307) 
<http://www.datenschutz-bremen.de/gesetze/ 
inneres.htm#brempolg>. 

sonenbezogenen Daten, die in einer Datei 
gespeichert worden sind, unverzüglich nach 
Beendigung des Anlasses zu löschen. Dies 
gilt nicht, wenn es sich um regelmäßig wie-
derkehrende Veranstaltungen handelt oder 
wenn die personenbezogenen Daten zur 
Verfolgung einer Straftat oder Ordnungs-
widrigkeit verarbeitet werden, die im Zu-
sammenhang mit der Veranstaltung began-
gen worden ist. 

Hamburg15 

§ 23 Rasterfahndung  
(1) Die Polizei darf von öffentlichen und 
nichtöffentlichen Stellen die Übermittlung 
von personenbezogenen Informationen be-
stimmter Personengruppen aus Dateien zum 
Zwecke des Abgleichs mit anderen Daten-
beständen oder zur Auswertung verlangen 
(Rasterfahndung), soweit dies zur Abwehr 
einer unmittelbar bevorstehenden Gefahr 
für den Bestand oder die Sicherheit des 
Bundes oder eines Landes oder für Leib, 
Leben oder Freiheit einer Person erforder-
lich ist.  

(2) Die Merkmale, die für den Abgleich 
oder die Auswertung maßgeblich sein sol-
len, sind zuvor schriftlich festzulegen. Das 
Übermittlungsersuchen ist auf Namen, Vor-
namen, Geburtsdatum, Geburtsort und An-
schrift sowie auf im Einzelfall festzulegende 
Merkmale zu beschränken; es darf sich 
nicht auf personenbezogene Daten erstre-
cken, die einem Berufs- oder besonderen 
Amtsgeheimnis unterliegen. Vom Übermitt-
lungsersuchen nicht erfaßte personenbezo-
gene Daten dürfen übermittelt werden, 
wenn wegen erheblicher technischer 
Schwierigkeiten oder wegen eines unange-
messenen Zeit- oder Kostenaufwandes eine 
Beschränkung auf die angeforderten Daten 
nicht möglich ist; diese Daten dürfen von 
der Polizei nicht weiterverarbeitet werden. 
§ 10 SOG gilt entsprechend.  

(3) Ist der Zweck der Maßnahme erreicht 
oder zeigt sich, dass er nicht erreicht wer-
den kann, sind die übermittelten und im Zu-
sammenhang mit der Maßnahme zusätzlich 
angefallenen Daten zu löschen und die Ak-
ten zu vernichten, soweit sie nicht für ein 
mit dem Sachverhalt zusammenhängendes 
Verfahren erforderlich sind. Hierüber ist ei-

                                                                 
15 Hamburgisches Gesetz über die Datenver-

arbeitung der Polizei <http://www.hamburg.de/ 
behoerden/mbDSB/Recht/poldvg.htm>. 
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ne Niederschrift anzufertigen. Diese Nie-
derschrift ist gesondert aufzubewahren.  

(4) Die Maßnahme darf nur von dem 
Präses oder dem Staatsrat der für die Polizei 
zuständigen Fachbehörde angeordnet wer-
den. Nach Abschluß der Maßnahme wird 
der Hamburgische Datenschutzbeauftragte 
unverzüglich unterrichtet.  

(5) Nach Durchführung des Abgleichs 
sind die von weiterführenden polizeilichen 
Maßnahmen betroffenen Personen hiervon 
zu unterrichten, soweit dadurch nicht die 
Erfüllung polizeilicher Aufgaben vereitelt 
oder erheblich gefährdet würde oder sich an 
den auslösenden Sachverhalt ein strafrecht-
liches Ermittlungsverfahren anschließt. 

 Hessen16 

§ 26 Besondere Formen des Datenab-
gleichs 
(1) Die Polizeibehörden können von öffent-
lichen Stellen oder Stellen außerhalb des öf-
fentlichen Bereichs zur Abwehr einer ge-
genwärtigen Gefahr für den Bestand oder 
die Sicherheit des Bundes oder eines Lan-
des oder für Leib, Leben oder Freiheit einer 
Person die Übermittlung von personenbe-
zogenen Daten bestimmter Personengrup-
pen aus Dateien zum Zwecke des Abgleichs 
mit anderen Datenbeständen verlangen, 
wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
dass dies zur Abwehr der Gefahr erforder-
lich ist. Rechtsvorschriften über ein Berufs- 
oder besonderes Amtsgeheimnis bleiben 
unberührt. 

(2) Das Übermittlungsersuchen ist auf 
Namen, Anschriften, Tag und Ort der Ge-
burt sowie auf im einzelnen Falle festzule-
gende Merkmale zu beschränken. Werden 
wegen technischer Schwierigkeiten, die mit 
angemessenem Zeit- oder Kostenaufwand 
nicht beseitigt werden können, weitere Da-
ten übermittelt, dürfen diese nicht verwertet 
werden. 

(3) Ist der Zweck der Maßnahme erreicht 
oder zeigt sich, dass er nicht erreicht wer-
den kann, sind die übermittelten und im Zu-
sammenhang mit der Maßnahme zusätzlich 
angefallenen Daten auf dem Datenträger zu 
löschen und die Unterlagen, soweit sie nicht 
für ein mit dem Sachverhalt zusammenhän-

                                                                 
16 Hessischen Gesetz über die öffentliche Si-

cherheit und Ordnung (HSOG) vom 26. Juni 
1990 (GVBl. I S. 197, 534) in der Fassung vom 
31.4 1994 GVBl. I S. 174, 284. 
<http://www.datenschutz.hessen.de/ 
Gesetzestexte/_virdat/HSOG.htm> 

gendes Verfahren erforderlich sind, unver-
züglich zu vernichten. Über die getroffenen 
Maßnahmen ist eine Niederschrift anzufer-
tigen. Diese Niederschrift ist gesondert auf-
zubewahren, durch technische und 
organisatorische Maßnahmen zu sichern 
und am Ende des Kalenderjahres, das dem 
Jahr der Vernichtung der Unterlagen nach 
Satz 1 folgt, zu vernichten. 

(4) Die Maßnahme bedarf außer bei Ge-
fahr im Verzug der richterlichen Anord-
nung. Für das Verfahren gilt § 39 Abs. 1 mit 
der Maßgabe, dass das Amtsgericht zustän-
dig ist, in dessen Bezirk die Polizeibehörde 
ihren Sitz hat. Die Anordnung muss die zur 
Übermittlung verpflichtete Person sowie al-
le benötigten Daten und Merkmale bezeich-
nen. Haben die Polizeibehörden bei Gefahr 
im Verzug die Anordnung getroffen, so be-
antragen sie unverzüglich die richterliche 
Bestätigung der Anordnung. Die Anordnung 
tritt außer Kraft, wenn nicht binnen drei Ta-
gen eine richterliche Bestätigung erfolgt. 
Die oder der Datenschutzbeauftragte ist 
durch die Polizeibehörde zu unterrichten. 

 Mecklenburg-
Vorpommern17 

§ 44 Besondere Formen des Datenab-
gleichs  
(1) Die Polizei kann von Behörden, anderen 
öffentlichen Stellen und von Stellen außer-
halb der öffentlichen Verwaltung zur Ab-
wehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib, 
Leben oder Freiheit einer Person die Über-
mittlung von personenbezogenen Daten be-
stimmter Personengruppen aus Dateien zum 
Zweck des Abgleichs mit anderen Datenbe-
ständen verlangen, wenn tatsächliche An-
haltspunkte die Annahme rechtfertigen, daß 
dies zur Abwehr der Gefahr erforderlich ist. 
Vorschriften über ein Berufs- oder besonde-
res Amtsgeheimnis bleiben unberührt.  

(2) Das Übermittlungsersuchen ist auf 
Namen, Anschrift, Tag und Ort der Geburt 
sowie auf im einzelnen Falle festzulegende 
Merkmale zu beschränken. Weitere übermit-
telte personenbezogene Daten dürfen nicht 
genutzt werden.  

(3) Ist der Zweck der Maßnahme erreicht 
oder zeigt sich, daß er nicht erreicht werden 

                                                                 
17 Gesetz über die öffentliche Sicherheit und 

Ordnung in Mecklenburg – Vorpommern (SOG 
MV) vom 4. August 1992 (GVOBl. S. 498). Zu-
letzt geändert am 8.4.1998 (GVOBl. S. 335) 
<http://www.datenschutz.mvnet.de/ges_ver/ 
guv_f_30.html> 

kann, sind die übermittelten und im Zu-
sammenhang mit der Maßnahme zusätzlich 
angefallenen personenbezogenen Daten auf 
dem Datenträger zu löschen und die Unter-
lagen zurückzugeben oder zu vernichten, 
soweit sie nicht zur Abwehr einer anderen 
gegenwärtigen Gefahr für Leib, Leben oder 
Freiheit einer Person oder für ein mit dem 
Sachverhalt zusammenhängendes Strafver-
fahren erforderlich sind. Über die getroffene 
Maßnahme ist eine Niederschrift anzuferti-
gen. Diese Niederschrift ist gesondert auf-
zubewahren, durch technische und organi-
satorische Maßnahmen zu sichern und am 
Ende des Kalenderjahres, das dem Jahr der 
Vernichtung der Unterlagen nach Satz 1 
folgt, zu vernichten.  

(4) Die Maßnahme darf nur das Innen-
ministerium anordnen. Der Landesbeauf-
tragte für den Datenschutz ist zu unterrich-
ten. 

 Niedersachsen18 

§ 31 Datenerhebung 
(1) Die Polizei kann über jede Person Daten 
erheben, soweit dies zur Abwehr einer Ge-
fahr oder zur Wahrnehmung einer Aufgabe 
nach § 1 Abs. 4 oder 5 erforderlich ist. Satz 
1 gilt entsprechend, wenn Verwaltungsbe-
hörden zur Abwehr einer Gefahr tätig wer-
den. 

(2) Die Polizei darf, wenn dies zur Vor-
sorge für die Verfolgung oder zur Verhütung 
von Straftaten erforderlich ist, über Absatz 
1 hinaus Daten erheben über  
1. Personen, bei denen Tatsachen die An-

nahme rechtfertigen, dass sie künftig 
Straftaten begehen werden,  

2. Kontakt- oder Begleitpersonen,  
3. Personen, bei denen Tatsachen die An-

nahme rechtfertigen, dass sie Opfer von 
Straftaten werden, 

4. Personen, die sich im engen räumlichen 
Umfeld einer Person aufhalten, die auf 
Grund ihrer beruflichen Tätigkeit oder 
ihrer Stellung in der Öffentlichkeit be-
sonders gefährdet erscheint, soweit dies 
zum Schutz von Leib, Leben oder Frei-
heit der gefährdeten Person erforderlich 
ist, und  

5. Zeuginnen oder Zeugen, Hinweisgebe-
rinnen oder Hinweisgeber oder sonstige 
Auskunftspersonen, die dazu beitragen 
können, den Sachverhalt aufzuklären. 

                                                                 
18 Niedersächsisches Gefahrenabwehrgesetz 

<http://www.polizei.niedersachsen.de/castor/ 
pdf/ngefag.pdf> 
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 (3) Die Verwaltungsbehörden und die 
Polizei können über  
1. Personen, deren Kenntnisse oder Fähig-

keiten zur Gefahrenabwehr benötigt 
werden, 

2. Verantwortliche für Anlagen oder Ein-
richtungen, von denen eine erhebliche 
Gefahr ausgehen kann,  

3. Verantwortliche für gefährdete Anlagen 
oder Einrichtungen,  

4. Verantwortliche für Veranstaltungen in 
der Öffentlichkeit, die nicht dem Ver-
sammlungsgesetz unterliegen,  

die für die Erreichbarkeit der vorgenannten 
Personen und deren Zuordnung zu den in 
den Nummern 1 bis 4 genannten Personen-
gruppen erforderlichen Daten aus allgemein 
zugänglichen Quellen, bei öffentlichen Stel-
len oder auf Grund freiwilliger Angaben der 
betroffenen Person erheben, soweit dies zur 
Vorbereitung auf die Abwehr künftiger Ge-
fahren erforderlich ist. Eine verdeckte Da-
tenerhebung ist nicht zulässig. 

 Nordrhein-Westfalen19 

§ 31 Rasterfahndung 
(1) Die Polizei kann von öffentlichen Stel-
len und Stellen außerhalb des öffentlichen 
Bereichs die Übermittlung von personenbe-
zogenen Daten bestimmter Personengrup-
pen aus Dateien zum Zwecke des automati-
sierten Abgleichs mit anderen Datenbestän-
den verlangen, soweit dies zur Abwehr einer 
gegenwärtigen Gefahr für den Bestand oder 
die Sicherheit des Bundes oder eines Lan-
des oder für Leib, Leben oder Freiheit einer 
Person erforderlich ist (Rasterfahndung). 

(2) Das Übermittlungsersuchen ist auf 
Namen, Anschrift, Tag und Ort der Geburt 
sowie andere für den Einzelfall benötigte 
Daten zu beschränken; es darf sich nicht auf 
personenbezogene Daten erstrecken, die ei-
nem Berufs- oder besonderen Amtsgeheim-
nis unterliegen. Von Übermittlungsersuchen 
nicht erfasste personenbezogene Daten dür-
fen übermittelt werden, wenn wegen erheb-
licher technischer Schwierigkeiten oder we-
gen eines unangemessenen Zeit- oder Kos-
tenaufwandes eine Beschränkung auf die 
angeforderten Daten nicht möglich ist; diese 

                                                                 
19 Polizeigesetz des Landes Nordrhein-

Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 24. Februar 1990 (GV. NRW. S. 70, ber. S. 
580), zuletzt geändert durch Gesetz vom 9. Mai 
2000 (GV. NRW. S. 452) <http:www.lfd.nrw.de/ 
fachbereich/fach_3_2_29.html> 

Daten dürfen von der Polizei nicht genutzt 
werden. 

(3) Ist der Zweck der Maßnahme erreicht 
oder zeigt sich, dass er nicht erreicht wer-
den kann, sind die übermittelten und im Zu-
sammenhang mit der Maßnahme zusätzlich 
angefallenen Daten auf den Datenträgern zu 
löschen und die Akten, soweit sie nicht für 
ein mit dem Sachverhalt zusammenhängen-
des Verfahren erforderlich sind, zu vernich-
ten. Über die getroffene Maßnahme ist eine 
Niederschrift anzufertigen. Diese Nieder-
schrift ist gesondert aufzubewahren, durch 
technische und organisatorische Maßnah-
men zu sichern und am Ende des Kalender-
jahres, das dem Jahr der Löschung der Da-
ten oder der Vernichtung der Akten nach 
Satz 1 folgt, zu vernichten. 

(4) Die Maßnahme darf nur auf Antrag 
des Behördenleiters durch den Richter an-
geordnet werden. Zuständig ist das Amtsge-
richt, in dessen Bezirk die Polizeibehörde 
ihren Sitz hat. Für das Verfahren gelten die 
Vorschriften des Gesetzes über die Angele-
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
entsprechend. 

(5) Personen, gegen die nach Abschluss 
der Rasterfahndung weitere Maßnahmen 
durchgeführt werden, sind hierüber durch 
die Polizei zu unterrichten, sobald dies ohne 
Gefährdung des Zwecks der weiteren Da-
tennutzung erfolgen kann. Die Unterrich-
tung durch die Polizei unterbleibt, wenn 
wegen desselben Sachverhalts ein straf-
rechtliches Ermittlungsverfahren gegen den 
Betroffenen eingeleitet worden ist. 

 Rheinland - Pfalz20 

§ 25d Besondere Formen des Informati-
onsabgleichs 
(1) Die Polizei kann von öffentlichen und 
nichtöffentlichen Stellen, soweit gesetzliche 
Vorschriften nicht entgegenstehen, zur Ab-
wehr einer gegenwärtigen erheblichen Ge-
fahr die Übermittlung von personenbezoge-
nen Informationen oder Informationsbe-
ständen bestimmter Personengruppen auch 
zum Zwecke des Abgleichs mit anderen In-
formationsbeständen verlangen, wenn tat-
sächliche Anhaltspunkte die Annahme 
rechtfertigen, dass dies zur Abwehr der Ge-
fahr erforderlich ist. 

(2) Das Übermittlungsersuchen ist auf 
Namen, Anschrift, Tag und Ort der Geburt 
sowie auf im einzelnen Falle festzulegende 

                                                                 
20 Polizei- und Ordnungsbehördengesetz des 

Landes Rheinland - Pfalz 

Merkmale zu beschränken. Werden wegen 
technischer Schwierigkeiten, die mit ange-
messenem Zeit- oder Kostenaufwand nicht 
beseitigt werden können, weitere Informati-
onen übermittelt, dürfen diese nicht verwer-
tet werden. 

(3) Das Übermittlungsersuchen ist durch 
den Behördenleiter oder seinen Vertreter zu 
stellen 

 Saarland21 

§ 37 Besondere Formen des Informati-
onsabgleichs 
(1) Die Vollzugspolizei kann von öffentli-
chen oder nichtöffentlichen Stellen zur Ab-
wehr einer gegenwärtigen Gefahr für den 
Bestand oder die Sicherheit des Bundes o-
der eines Landes oder für Leib, Leben oder 
Freiheit einer Person die Übermittlung von 
personenbezogenen Informationen be-
stimmter Personengruppen aus Dateien zum 
Zweck des Abgleichs mit anderen Informa-
tionsbeständen verlangen, wenn tatsächliche 
Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, 
dass das zur Abwehr der Gefahr erforderlich 
ist. Vorschriften über ein Berufs- oder be-
sonderes Amtsgeheimnis bleiben unberührt.  

(2) Das Übermittlungsersuchen ist auf 
Namen, Anschrift, Tag und Ort der Geburt 
sowie auf im einzelnen Falle festzulegende 
Merkmale zu beschränken. Werden wegen 
technischer Schwierigkeiten, die mit ange-
messenem Zeit- oder Kostenaufwand nicht 
beseitigt werden können, weitere Informati-
onen übermittelt, dürfen diese nicht verwer-
tet werden.  

(3) Ist der Zweck der Maßnahme erreicht 
oder zeigt sich, dass er nicht erreicht wer-
den kann, sind die übermittelten und im Zu-
sammenhang mit der Maßnahme zusätzlich 
angefallenen Informationen auf dem Infor-
mationsträger zu löschen und die Unterla-
gen, soweit sie nicht für ein mit dem Sach-
verhalt zusammenhängendes Verfahren er-
forderlich sind, zurückzugeben oder zu ver-
nichten. Über die getroffene Maßnahme ist 
eine Niederschrift anzufertigen. Diese Nie-
derschrift ist gesondert aufzubewahren, 
durch technische und organisatorische 
Maßnahmen zu sichern und am Ende des 
Kalenderjahres, das dem Jahr der Vernich-

                                                                 
21 Saarländisches Polizeigesetz Artikel 1 des 

Gesetzes Nr. 1252 vom 8. November 1989 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 26. März 
2001 (Amtsbl. S. 1074) 
<http://www.justiz.saarland.de/medien/inhalt/ 
2012-1.pdf> 
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tung der Unterlagen nach Satz 1 folgt, zu 
vernichten.  

(4) Die Anordnung der Maßnahme er-
folgt durch den Behördenleiter. Der Lan-
desbeauftragte für Datenschutz ist zu unter-
richten.  

Sachsen22 

§ 47 Rasterfahndung  
(1) Der Polizeivollzugsdienst kann von öf-
fentlichen und nichtöffentlichen Stellen die 
Übermittlung von personenbezogenen Da-
ten bestimmter Personengruppen aus Datei-
en zum Zwecke des automatisierten Ab-
gleichs mit anderen Datenbeständen verlan-
gen, soweit dies  
1. zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr 

für den Bestand oder die Sicherheit des 
Bundes oder eines Landes oder für Leib, 
Leben oder Freiheit einer Person oder  

2. zur Verhinderung von Straftaten von er-
heblicher Bedeutung (§ 36 Abs. 1), wenn  
tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen, die 
auf eine bestimmte Deliktsart im Sinne 
von § 36 Abs. 1 hindeuten, erforderlich 
ist. Rechtsvorschriften über Berufs- oder 
besondere Amtsgeheimnisse bleiben un-
berührt.  
(2) Das Übermittlungsersuchen ist auf 

die in § 18 Abs. 3 genannten und die sons-
tigen im Einzelfall erforderlichen Daten zu 
beschränken. Ist ein Aussondern der zu ü-
bermittelnden Daten nur mit unverhältnis-
mäßigem Aufwand möglich, so können die 
weiteren Daten ebenfalls übermittelt wer-
den. Eine Verwendung dieser weiteren Da-
ten ist unzulässig.  

(3) Die Rasterfahndung kann nur durch 
die in § 39 Abs. 4 genannten Personen mit 
Zustimmung des Staatsministeriums des In-
nern angeordnet werden. Von der Maßnah-
me ist der Sächsische Datenschutzbeauf-
tragte unverzüglich zu unterrichten. Ist der 
Zweck der Maßnahme erreicht oder zeigt 
sich, dass er nicht erreicht werden kann, 
sind die übermittelten und die im Zusam-
menhang mit der Maßnahme zusätzlich an-
gefallenen Daten zu löschen und die Unter-
lagen zu vernichten, soweit sie nicht zur 
Verfolgung von Straftaten erforderlich sind. 

                                                                 
22 Polizeigesetz des Freistaates Sachsen vom 

30. Juli 1991 (SächsGVBl. S. 291), in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 15. August 1994 
(SächsGVBl. S. 1541) Zuletzt geändert durch das 
Zweite Gesetz zur Änderung des Polizeigesetzes 
vom 21. Juni 1999 (SächsGVBl. S. 330) 

<http://www.tu-dresden.de/jfoeffl5/gesetze/ 
polg/polg.html> 

 Sachsen- Anhalt23 

§ 31 Besondere Formen des Datenab-
gleichs 
(1) Die Polizei kann von öffentlichen oder 
nicht-öffentlichen Stellen zur Abwehr einer 
gegenwärtigen Gefahr für den Bestand oder 
die Sicherheit des Bundes oder eines Lan-
des oder für Leib, Leben oder Freiheit einer 
Person die Übermittlung von personenbe-
zogenen Daten bestimmter Personengrup-
pen aus Dateien zum Zwecke des Abgleichs 
mit anderen Datenbeständen verlangen, 
wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
dass dies zur Abwehr der Gefahr erforder-
lich ist. Rechtsvorschriften über ein Berufs- 
oder besonderes Amtsgeheimnis bleiben 
unberührt.  

(2) Das Übermittlungsersuchen ist auf 
Namen, Anschriften, Tag und Ort der Ge-
burt sowie auf im einzelnen Falle festzule-
gende erforderliche Merkmale zu beschrän-
ken. Werden wegen technischer Schwierig-
keiten, die mit angemessenen Zeit- oder 
Kostenaufwand nicht beseitigt werden kön-
nen, weitere Daten übermittelt, dürfen diese 
nicht genutzt werden.  

(3) Ist der Zweck der Maßnahme erreicht 
oder zeigt sich, dass er nicht erreicht wer-
den kann, sind die übermittelten und im Zu-
sammenhang mit der Maßnahme zusätzlich 
angefallenen Daten auf dem Datenträger zu 
löschen und die Unterlagen, soweit sie nicht 
für ein mit dem Sachverhalt zusammenhän-
gendes Verfahren erforderlich sind, unver-
züglich zu vernichten. Über die getroffenen 
Maßnahmen ist eine Niederschrift anzufer-
tigen. Diese Niederschrift ist gesondert auf-
zubewahren, durch technische und organi-
satorische Maßnahmen zu sichern und am 
Ende des Kalenderjahres, das dem Jahr der 
Vernichtung der Unterlagen nach Satz 1 
folgt, zu vernichten.  

(4) Die Maßnahme darf, außer bei Ge-
fahr im Verzug, nur durch den Richter auf 
Antrag des Behördenleiters oder eines von 
ihm Beauftragten angeordnet werden. Für 
das Verfahren gilt § 44 Abs. 1 mit der Maß-
nahme, dass das Amtsgericht zuständig ist, 
in dessen Bezirk die Polizeidienststelle ih-
ren Sitz hat. Die Anordnung muss den zur 
Übermittlung Verpflichteten sowie alle be-
nötigten Daten und Merkmale bezeichnen. 
Hat die Polizei bei Gefahr im Verzuge der 

                                                                 
23 Gesetz über die öffentliche Sicherheit und 

Ordnung des Landes Sachsen- Anhalt (SOG 
LSA) GVBl. LSA Nr. 41/2000 ausgegeben am 
22-11-2000 

Anordnung getroffen, so beantragt sie un-
verzüglich die richterliche Bestätigung der 
Anordnung. Die Anordnung tritt außer 
Kraft, wenn sie nicht binnen drei Tagen von 
dem Richter bestätigt wird. Der Landesbe-
auftragte für den Datenschutz ist durch die 
Polizei unverzüglich zu unterrichten.  

 Schleswig – Holstein24 

§ 195a Datenabgleich mit anderen Datei-
en 
(1) Die Polizei kann von öffentlichen und 
nichtöffentlichen Stellen die Übermittlung 
von personenbezogenen Daten bestimmter 
Personengruppen aus Dateien zum Zwecke 
des automatisierten Abgleichs nach fahn-
dungsspezifischen Suchkriterien mit ande-
ren Datenbeständen verlangen, soweit dies 
erforderlich ist zur Abwehr einer erhebli-
chen Gefahr für den Bestand oder die Si-
cherheit des Bundes oder eines Landes oder 
zur Verhütung von Straftaten erheblicher 
Bedeutung, bei denen Schäden für Leben, 
Gesundheit und Freiheit oder gleichgewich-
tige Schäden für die Umwelt zu erwarten 
sind und die Verhütung des Schadens auf 
andere Weise nicht möglich ist. 

(2) Die Maßnahme nach Absatz 1 darf 
nur auf Antrag der Leiterin oder des Leiters 
des Landeskriminalamtes oder durch von 
ihr oder ihm besonders beauftragte Perso-
nen des Polizeivollzugsdienstes richterlich 
angeordnet werden. Zuständig ist das Amts-
gericht, in dessen Bezirk das Landeskrimi-
nalamt seinen Sitz hat. Für das Verfahren 
findet das Gesetz über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit entspre-
chende Anwendung. 

(3) Das Übermittlungsersuchen ist auf 
Name, Anschrift, Tag und Ort der Geburt 
sowie andere für den Einzelfall benötigte 
Daten zu beschränken. Ist ein Aussondern 
der zu übermittelnden Daten nur mit unver-
hältnismäßigem Aufwand möglich, dürfen 
weitere, nicht vom Ermittlungsersuchen er-
fasste Daten ebenfalls übermittelt werden. 
Diese Daten dürfen von der Polizei nicht 
genutzt werden. Rechtsvorschriften über ein 
Berufs- oder besonderes Amtsgeheimnis 
bleiben unberührt. (4) Ist der Zweck der 
Maßnahme erreicht oder zeigt sich, dass er 

                                                                 
24 Allgemeines Verwaltungsgesetz für das 

Land Schleswig – Holstein; Entwurf eines Geset-
zes zur Einführung des automatisierten Datenab-
gleichs. Landtagsdrucksache 15/1267 v. 
2.10.2001 <http://www.lvn.ltsh.de/infothek/ 
wahl15/drucks/1200/drucksache-15-1267.pdf> 
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 nicht erreicht werden kann, sind die über-
mittelnden und im Zusammenhang mit der 
Maßnahme zusätzlich angefallenen Daten 
auf den Datenträgern zu löschen und Akten, 
soweit sie nicht für ein mit dem Sachverhalt 
zusammenhängendes Verfahren erforderlich 
sind, zu vernichten. 

(5) Personen, gegen die nach Abschluss 
einer Maßnahme nach Absatz 1 weitere 
Maßnahmen durchgeführt werden, sind 
hierüber durch die Polizei zu unterrichten, 
sobald dies ohne Gefährdung des Zweckes 
der weiteren Datennutzung erfolgen kann. 
§ 186 Abs. 4 Satz 2 und § 186 Abs. 5 gelten 
entsprechend. 

(6) Das Unabhängige Landeszentrum für 
Datenschutz Schleswig-Holstein ist über 
den Beginn und den Abschluss einer Maß-
nahme nach Absatz 1 zu unterrichten. 

(7) Das Innenministerium berichtet dem 
Landtag jährlich über laufende und abge-
schlossene Maßnahmen. 

 Thüringen25 

§ 34 Einsatz besonderer technischer Mit-
tel der Datenerhebung 
(6) Der Einsatz von besonderen Mitteln 
1. nach Absatz 1 Nr. 1, 2 und 4, ausge-

nommen die Anfertigung von Bildauf-
nahmen, darf nur vom Leiter einer Poli-
zeidirektion oder vom Präsidenten des 
Landeskriminalamtes angeordnet wer-
den; der Präsident des Landeskriminal-
amtes kann die Anordnungsbefugnis 
auch auf die ihm nachgeordneten Abtei-
lungsleiter übertragen; der verdeckte 
Einsatz technischer Mittel ausschließlich 
zum Schutz der bei einem Einsatz täti-
gen Personen kann bei Gefahr im Verzug 
auch durch einen vom Präsidenten des 
Landeskriminalamtes oder vom Leiter 
einer Polizeidirektion bestellten Beauf-
tragten der Behörde angeordnet werden. 

2. nach Absatz 1 Nr. 3 darf nur vom Präsi-
denten des Landeskriminalamtes ange-
ordnet werden. Die Anordnung hat 
schriftlich unter Angabe der für sie maß-
geblichen Gründe zu erfolgen und ist zu 
befristen. Die Verlängerung der Maß-
nahmen bedarf einer neuen Anordnung. 

 

§ 44 Rasterfahndung: 
(1) Die Polizei kann von öffentlichen oder 
nichtöffentlichen Stellen zur Abwehr einer 

                                                                 
25 Thüringer Gesetz über die Aufgaben und 

Befugnisse der Polizei 

gegenwärtigen Gefahr für den Bestand oder 
die Sicherheit des Bundes oder eines Lan-
des oder für Leib, Leben oder Freiheit einer 
Person die Übermittlung von personenbe-
zogenen Daten bestimmter Personengrup-
pen aus Dateien zum Zweck des Abgleichs 
mit anderen Datenbeständen verlangen, 
wenn tatsächliche Anhaltspunkte die An-
nahme rechtfertigen, dass dies zur Abwehr 
der Gefahr erforderlich ist. Vorschriften ü-
ber ein Berufs- oder Amtsgeheimnis bleiben 
unberührt. 

(2) Das Übermittlungsersuchen ist auf 
Namen, Anschrift, Tag und Ort der Geburt 
sowie auf im einzelnen Falle festzustellende 
Merkmale zu beschränken. Werden wegen 
technischer Schwierigkeiten, die mit ange-
messenem Zeit- oder Kostenaufwand nicht 
beseitigt werden können, weitere Daten ü-
bermittelt, dürfen diese nicht verwertet 
werden. 

(3) Ist der Zweck der Maßnahme erreicht 
oder zeigt sich, dass er nicht erreicht wer-
den kann, sind die übermittelten und im Zu-
sammenhang mit der Maßnahme zusätzlich 
anfallenden Daten auf dem Datenträger zu 
löschen und die Unterlagen, soweit sie nicht 
für ein mit dem Sachverhalt zusammenhän-
gendes Verfahren erforderlich sind, zu ver-
nichten. Ober die getroffenen Maßnahmen 
ist eine Niederschrift anzufertigen. Diese 
Niederschrift ist gesondert aufzubewahren, 
durch technische und organisatorische 
Maßnahmen zu sichern und am Ende des 
Kalenderjahres, das dem Jahr der Vernich-
tung der Unterlagen nach Satz 1 folgt, zu 
vernichten. 

(4) Die Rasterfahndung darf nur durch 
die in § 34 Abs. 6 genannten Dienststellen-
leiter mit Zustimmung des Thüringer In-
nenministeriums angeordnet werden. Von 
der Maßnahme ist der Landesbeauftragte für 
den Datenschutz zu unterrichten. 

 
Wir danken den Landesbeauftragten für 

den Datenschutz von Rheinland-Pfalz, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen für ihre 
freundliche Unterstützung. 

Bearbeitung: Die Gesetze wurden im 
Oktober 2001 im Internet recherchiert. Die 
Quellen sind, soweit die Gesetze im Internet 
verfügbar sind, angegeben.  

Hinweise an rgerling@gmx.de 
 


